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DATA, NEW MEDIA & ARCHIVES 
Der Datenspeicher „Gesellschaftliches Arbeitsvermö-
gen“: Prozessproduzierte Daten als Quelle für die 
quantitative historische Sozialforschung und eine  
Soziologie des DDR-Sozialismus 
Axel Salheiser, Dietmar Remy & Ronald Gebauer∗ 
Abstract: The Datenspeicher „Gesellschaftliches Arbeits-
vermögen“ (Data Fund of Societal Work Power, DS GAV) 
of the GDR administration is a unique database from the 
1980’s that comprises a variety of entries on the socio-de-
mographic and socio-economic traits, the qualification, and 
the employment of more than 7 million former inhabitants 
of the GDR. The DS GAV was built up and maintained in 
order to establish a more efficient human resource mana-
gement in the centralized state economy of the GDR i.e., to 
guarantee controlled allocation of manpower and fluctuati-
on of personnel between sectors and enterprises, but the po-
tential of the project was most likely never used in a suffi-
cient way. 15 years after the collapse of state socialism in 
East Germany, the DS GAV serves as a source for quantita-
tive historical social research towards a sociology of GDR 
society. A research project on GDR elites and processes of 
societal differentiation which is part of the Sonderfor-
schungsbereich 580 (Collaborative Research Center), Jena, 
Germany, uses the DS GAV among other databases from 
GDR times. The paper discusses historical background, data 
handling, exploration and first sociological analyses based 
on the DS GAV. 
                                                             
∗  Address all communications to: Axel Salheiser, Friedrich-Schiller-Universität Jena, SFB 




Im vorliegenden Beitrag möchten wir den Datenspeicher „Gesellschaftliches 
Arbeitsvermögen“ (DS GAV) vorstellen, der bis 1990 zur Erfassung und Aus-
wertung der arbeitsökonomischen Merkmale von bis zu sieben Millionen Be-
schäftigten geführt wurde. Der DS GAV gehört zu einer ganzen Reihe von 
personenbezogenen Datensätzen, die die DDR hinterließ und die heute zu 
einem großen Teil im Bundesarchiv auf modernen Speichermedien aufbewahrt 
und in jüngster Zeit für die sozialwissenschaftliche Forschung zugänglich ge-
macht werden (vgl. Rathje 2003). Wie die anderen DDR-Datensätze auch, wur-
de der DS GAV durch den DDR-Verwaltungsapparat erhoben, weshalb eine 
sozialwissenschaftliche Nutzung dieser prozessproduzierten Daten nicht ganz 
unproblematisch ist. Für eine Sekundärdatennutzung des DS GAV ist eine his-
torische und sozialwissenschaftliche Quellenkritik unbedingt geboten. 
Zunächst möchten wir daher den Datenspeicher in seinen geschichtlichen 
Kontext einordnen und hinsichtlich seines Aufbaus und Inhaltes charakterisie-
ren. Unserem Wissen nach existiert außer dem Artikel von Dietz/Rudolph 
(1990), der Dissertation Annegret Groebels über Erwerbstätigenstrukturen in 
BRD und DDR (Groebel 1997)1 sowie einer rein datentechnisch und theore-
tisch orientierten Dissertation aus der DDR (Salomon 1981)2 keine weitere Li-
teratur, in der auf den DS GAV Bezug genommen wird.  
Dann möchten wir anhand des (prozessproduzierten) DS GAV Fragestel-
lungen und Probleme erörtern, die sich im Zusammenhang mit einer sozialwis-
senschaftlichen Sekundärnutzung prozessproduzierter Daten zwangsläufig er-
geben (vgl. u.a. Best/Hornbostel 2003b). Darüber hinaus stellen wir erste 
Auswertungen vor, die einen kleinen Einblick in das Potential des DS GAV 
bieten sollen. 
2. Historischer Abriss zum Aufbau und zur Nutzung des 
DS GAV (1975–1990) 
Zentrale Verwaltungswirtschaften sind bestrebt, einen möglichst umfassenden 
Einblick in den eigenen Arbeitskräftebestand zu erlangen, um Arbeitsprozesse 
und -einsätze detailliert planen zu können. In der DDR waren an Arbeitskräfte-
daten insbesondere die zahlreichen Industrieministerien interessiert, aber auch 
diejenigen dem Ministerrat unterstellten zentralen Staatsorgane, die Quer-
schnittsfunktionen für alle Wirtschaftsbereiche übernommen hatten. Von be-
                                                             
1  Groebel vergleicht in erster Linie Beschäftigtenzahlen nach Wirtschaftssektor und Arbeits-
bereichen. 
2  Allerdings war diese Arbeit Jürgen Salomons in der DDR als vertrauliche Dienstsache 
eingestuft. 
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sonderer Wichtigkeit war neben der Staatlichen Plankommission und der Staat-
lichen Zentralverwaltung für Statistik das Staatssekretariat für Arbeit und Löh-
ne (SAL). 
Das 1973 gegründete SAL3 war das größte Staatssekretariat der DDR und 
wichtiger als manches Ministerium. Sein Leiter von 1977 bis 1989, Staatssek-
retär Wolfgang Beyreuther, hatte einen Sitz im Ministerrat und war zudem 
Mitglied im ZK der SED. Der Aufgabenbereich des zentralen Staatsorgans 
erstreckte sich von der Erschließung der Arbeitskräftereserven, der Formulie-
rung von Vorschlägen für die staatliche Lohn- und Prämienpolitik, der Zu-
sammenarbeit mit dem FDGB, der Verbesserung der Arbeitsbedingungen, der 
Initiierung von Arbeitsschutzmaßnahmen, der Ausarbeitung von Urlaubsrege-
lungen, der Weiterentwicklung des Arbeitsrechts bis hin zur arbeitswissen-
schaftlichen Forschung. Zur Durchsetzung seiner lohn- und sozialpolitischen 
Linie besaß der Staatssekretär ein Weisungsrecht gegenüber den Direktoren der 
Ämter für Arbeit und Löhne bei den Räten der Bezirke.4 
Die fortschreitenden Möglichkeiten der elektronischen Datenverarbeitung in 
den siebziger Jahren berücksichtigte auch das SAL. Ein EDV-Projekt wurde 
konzipiert, das als effektives Hilfsmittel bei der Planung des Arbeitseinsatzes 
und der Kontrolle der Arbeitskräftebewegung dienen sollte. Das Präsidium des 
Ministerrates der DDR verabschiedete im November 1975 den Beschluss zum 
Aufbau des Datenspeichers „Gesellschaftliches Arbeitsvermögen der DDR“ 
(DS GAV) unter Verantwortung des SAL.5 Das „gesellschaftliche Arbeitsver-
mögen“ war ein Begriff der sozialistischen Volkswirtschaft und beinhaltete die 
Gesamtheit der Fertigkeiten der arbeitsfähigen Bevölkerung. Der knapp gehal-
tene, gerade einmal zweieinhalbseitige Maßnahmeplan der DDR-Regierung 
zum Aufbau des DS GAV war der Auftakt einer gewaltigen Datenerfassungs-
aktion, die zur Schaffung eines personenbezogenen Massendatenspeichers 
führte, der schließlich die arbeitsökonomischen Merkmale von über sieben Mil-
lionen Beschäftigten umfasste. Allerdings wurden zehn Jahre benötigt, um die 
„völlig neue, aber volkswirtschaftlich bedeutsame Aufgabe“6 zu erfüllen. Ab 
1986 stand der DS GAV – in der Programmversion Stamm I/R7 – uneinge-
schränkt für Analysen zur Verfügung, nachdem zuvor bereits Teildatenfonds 
genutzt werden konnten. 
                                                             
3  Es stand in der Nachfolge eines seit 1958 existierenden Staatlichen Komitees für Arbeit und 
Löhne. 
4  Stichwort „Staatssekretariat für Arbeit und Löhne“. In: Herbst / Ranke / Winkler (1994), 
Bd. 2, S. 1001–1003. Lapp (1982), S. 252 f. 
5  Beschluss des Präsidiums des Ministerrates der DDR zum Aufbau eines Datenspeichers 
„Gesellschaftliches Arbeitsvermögen der DDR“ vom 25. November 1975 (mit Maßnahme-
plan), BArch DC 20-I/4/3436. 
6  Staatssekretariat für Arbeit und Löhne: Zum Datenspeicher Gesellschaftliches Arbeitsver-
mögen und seine(r) Nutzung, 9. November 1982, BArch DQ 3/1476. 
7  Neben dem Stammdatenprojekt gab es ein GAV-Lohndatenprojekt, das hier nicht behandelt 
wird. 
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Eine Erfassungspflicht gab es für die berufsbiografischen Angaben von Ar-
beitern, Angestellten, Lehrlingen sowie Mitarbeitern der Produktionsgenossen-
schaften und Rechtsanwaltskollegien.8 Folgende Faktoren führten jedoch dazu, 
dass vom SAL nicht die gesamte arbeitsfähige Bevölkerung der DDR erfasst 
werden konnte, sondern der DS GAV letztlich nur die Merkmale von weniger 
als 80 Prozent dieser Personengruppen enthielt: 
1) Aufgrund des Fehlens personeller und organisatorischer Voraussetzun-
gen wurde darauf verzichtet, Leiter und Mitarbeiter privater und kon-
fessioneller Betriebe und Einrichtungen abzuspeichern.9 Es handelt sich 
hierbei aber um eine zu vernachlässigende Größenordnung. 
2) Die Ministerien für Inneres, Nationale Verteidigung und Staatssicher-
heit waren zwar formal dem Ministerrat der DDR unterstellt, zeigten 
jedoch aus Gründen des Geheimnisschutzes diesem gegenüber keine 
Bereitschaft, Anzahl und Qualifikation ihrer Arbeitskräfte offen zu le-
gen. Und auch die Parteien und Massenorganisationen ließen sich von 
der Regierung der DDR nicht in die Karten schauen, sondern unterhiel-
ten eigene personenbezogene Datenspeicher (die 1989/90 vernichtet 
wurden). 
3) Die Abteilung Kader beim Ministerrat der DDR hatte 1972, also bereits 
drei Jahre vor dem SAL, mit dem Aufbau eines Datenfonds begonnen, 
der ab 1983 als Zentraler Kaderdatenspeicher (ZKDS) des Ministerrates 
bezeichnet wurde und 1989 zirka 332.000 Führungskräfte umfasste.10 
Ein Großteil der erfassungspflichtigen Personen des ZKDS bestand aus 
Mitarbeitern der zentralen und örtlichen Staatsorgane. Da es immer 
wieder Pläne zur Zusammenlegung der Datenfonds DS GAV und 
ZKDS gab – entweder in einem Datenspeicher oder zumindest im glei-
chen Rechenzentrum –, verzichtete das SAL zur Vermeidung einer 
doppelten Datenerhebung vorerst auf die Abspeicherung der in den Mi-
nisterien, anderen zentralen Staatsorganen und den Räten der Bezirken 
beschäftigten Personen. Die Abteilung Kader beim Ministerrat und das 
SAL konnten jedoch in der Folgezeit über die Verantwortlichkeiten und 
eine gemeinsame Projektbasis nie eine Einigung erzielen und ignorier-
ten sogar einen Beschluss des Präsidiums des Ministerrates in dieser 
Frage.11 
4) Das Ministerium für Volksbildung führte einen „Arbeitskräftedaten-
speicher Volksbildung“, der über die Merkmale des pädagogischen 
                                                             
8  Staatssekretariat für Arbeit und Löhne: Katalog zur Ersterfassung und Fortschreibung von 
ausgewählten Daten des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens, o. D., BArch DQ 3/1983. 
9  Beschluss des Präsidiums des Ministerrates über Maßnahmen zur Koordinierung des Auf-
baus von Personendatenspeichern vom 13. Oktober 1976, BArch DC 20/I/4/3649. 
10  Zur Geschichte des ZKDS siehe Remy (2003). 
11  Beschluss des Präsidiums des Ministerrates über Maßnahmen zur Koordinierung des Auf-
baus von Personendatenspeichern vom 13. Oktober 1976, BArch DC 20/I/4/3649. 
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Fachpersonals Auskunft gab. Dieser Datenfonds sollte in den DS GAV 
eingespeist werden; hierbei kam es ständig zu Verzögerungen, zuletzt 
wurde die Datenübergabe auf das Jahr 1990 verschoben12 und nicht 
mehr realisiert. 
Zum zentralen Rechenzentrum für das EDV-Projekt wurde Ende der siebzi-
ger Jahre das VEB Datenverarbeitungszentrum Erfurt13 bestimmt, ab 1989 
übernahm das VEB Datenverarbeitungszentrum Berlin14 diese Funktion. Die 
Datenverarbeitungszentren unterstanden dem VE Kombinat Datenverarbei-
tung15 der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik und übernahmen Dienst-
leistungsfunktionen für staatliche und Wirtschaftseinrichtungen. Dort kamen   
ESER-Großrechner mit 2048 KB Arbeitsspeicher unter dem Betriebssystem 
OS/ES zum Einsatz. Zuständig für die Datenerhebungen, -aktualisierungen und 
-korrekturen waren die Kaderabteilungen der Betriebe und Einrichtungen, da 
sie die Personalunterlagen der Arbeitskräfte aufbewahrten. Die Kodierungen 
wurden nach den von der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik herausge-
gebenen für alle EDV-Projekte gültigen Volkswirtschaftlichen Arbeitskräfte-
systematiken (VAKS) vorgenommen. Als Ordnungsmerkmal diente bei der 
Führung des DS GAV die zwölfstellige Personenkennzahl (PKZ), die jedem 
DDR-Bürger bei der Geburt von der Volkspolizei vergeben wurde.16 Zwischen 
1981 und 1983 schufen die 55 zentralen Staatsorgane der DDR (27 Ministerien, 
ferner Staatssekretariate und Ämter) Arbeitskräftedatenspeicher (AKDS)17, die 
alle Beschäftigten des Verantwortungsorgans, z. B. in den unterstellten Kombi-
naten, umfassten und monatlich aktualisiert wurden.18 Diese AKDS dienten in 
der Folgezeit als Datenquelle für den DS GAV, die erfassungspflichtigen 
GAV-Merkmale mussten also schon bei der Einspeisung in die AKDS geprüft 
werden (u. a. PKZ-Singularitäts-, Logik- und Schlüsselnummernprüfung).19 
                                                             
12  Akademie der Pädagogischen Wissenschaften, Forschungs- und Rechenzentrum: Informa-
tion über die Beratung zur Datenübergabe AKDS-GAV, 23. September 1988, BArch DR 
2/8292. 
13  Beschluss des Präsidiums des Ministerrates zum Bericht über die Erprobung der Datener-
fassung und die Ergebnisse der Projektierung des Datenspeichers „Gesellschaftliches Ar-
beitsvermögen“ sowie über die Weiterführung der Arbeiten vom 14. Februar 1979, BArch 
DC 20/I/4/4274. Wirtschaftsvertrag über Aufbereitungsleistungen zwischen dem Staatssek-
retariat für Arbeit und Löhne und dem VEB Datenverarbeitungszentrum Erfurt, 5. Januar 
1988, BArch DQ 3/1690. 
14  Vertrag über Aufbereitungsleistungen der Datenverarbeitung zum Projekt „Datenspeicher 
gesellschaftliches Arbeitsvermögen“ zwischen dem Staatssekretariat für Arbeit und Löhne 
und dem VEB Datenverarbeitungszentrum Berlin, 23. Dezember 1988, BArch DQ 3/1690. 
15  Bis 1979 VVB Maschinelles Rechnen. 
16  Weitere Ordnungskriterien waren die Betriebs- und die Personalnummer. 
17  Auch als AKDS-M (Arbeitskräftedatenspeicher der Ministerien) bezeichnet. 
18  Gesetzliche Grundlage für den Aufbau der AKDS war ein Beschluss des Präsidiums des 
Ministerrates der DDR vom 3. Juli 1981, BArch DC 20/I/4/4792. 
19  Die Prüfungen waren oft unzureichend. Schreiben des Staatssekretariats für Arbeit und 
Löhne an das Rechenzentrum bei Ministerium für Wissenschaft und Technik vom 24. Sep-
tember 1986, BArch DC 20/9003. 
 201
Die 14 Räte der Bezirke und der Magistrat von Berlin lieferten an den DS GAV 
die arbeitsökonomischen Merkmale der Beschäftigten der örtlich geleiteten 
Wirtschaft. Bei der jährlichen Reorganisation der eingespeicherten Daten wur-
den Neubildungen von Kombinaten und Neuzuordnungen von Betrieben und 
Einrichtungen berücksichtigt. 
Jedes Staatsorgan war zur Verwertung der Mitarbeiterdaten des eigenen 
Verantwortungsbereichs befugt. Das SAL stellte den Nutzern hierzu einen An-
gebotskatalog mit Auswertungsvorschlägen zur Verfügung, die statistische Ü-
bersichten sowie konkrete Personenrecherchen umfassten. Für das Jahr 1988 
waren 810 Auswertungen auf 853.000 Blatt Papier geplant.20 Das Rechenzent-
rum lieferte über den Zentralen Kurierdienst die Analysen als Druckliste oder 
auf Magnetband.21 Die Daten aus dem DS GAV durften allerdings nicht veröf-
fentlicht werden. Einblick in den gesamten Datenfonds durften aus Gründen 
der Geheimhaltung nur Staatsorgane mit Zuständigkeit für die gesamte Volks-
wirtschaft nehmen. Neben dem SAL waren dies das Ministerium für Handel 
und Versorgung22 und das Staatssekretariat für Berufsbildung23, das für die Er-
mittlung des Bedarfs an Arbeitskräften in bestimmten Berufen zuständig war 
und sich daher für die Anzahl der Beschäftigten im Vorrentenalter interessierte. 
Die Staatliche Zentralverwaltung für Statistik ließ sich GAV-Daten für Zwecke 
der Arbeitskräfteberichterstattung als Teil des zentralisierten Berichtswesens 
liefern, übte jedoch häufig Kritik an der Datenqualität (Vollständigkeit, Aktua-
lität) und dem ihres Erachtens zu geringen Merkmalsumfang des DS GAV.24 
Mängel an der Qualität der eingespeisten Daten blieben auch dem SAL nicht 
verborgen. Sie hatten ihre Ursache darin, dass die Betriebe viel Arbeit verrich-
ten sollten, aber wenig eigenen Nutzen von der Datenerfassungsaktion hatten, 
und auch zahlreiche übergeordnete Organe zu wenig mit den EDV-Daten arbei-
teten (oft mangels technischer Möglichkeiten) und dadurch Fehler und Lücken 
lange unentdeckt blieben: „Noch immer reichen die Anstrengungen der Betrie-
be in der Primärdatenerfassung und Aktualisierung nicht aus, die Datenqualität 
                                                             
20  Wirtschaftsvertrag über Aufbereitungsleistungen zwischen dem Staatssekretariat für Arbeit 
und Löhne und dem VEB Datenverarbeitungszentrum Erfurt, 5. Januar 1988, BArch DQ 
3/1690. 1981 gab es 495 Auswertungsaufträge, davon 385 durch die Ämter für Arbeit und 
Löhne. Staatssekretariat für Arbeit und Löhne: Nutzung von Ergebnissen aus dem Daten-
speicher GAV für die Qualifizierung der analytischen Tätigkeit der Ämter für Arbeit, o. J. 
(1982), BArch DQ 3/1476. 
21  Staatssekretariat für Arbeit und Löhne: Nutzerordnung für den Datenspeicher Gesellschaft-
liches Arbeitsvermögen, August 1986, BArch DQ 3/1690. 
22  Rechenzentrum des Ministeriums für Wissenschaft und Technik: Niederschrift zur 22. 
Beratung der Arbeitsgruppe Staatliche Leiter zur Unterstützung der Ministerien und ande-
ren zentralen Staatsorgane beim Aufbau und der Nutzung von Arbeitskräftedatenspeichern 
am 26.9.1986 im Ministerium für Wissenschaft und Technik, BArch DC 20/9116. 
23  Staatssekretariat für Arbeit und Löhne: Zum Datenspeicher Gesellschaftliches Arbeitsver-
mögen und seine(r) Nutzung, 9. November 1982, BArch DQ 3/1476. 
24  Staatssekretariat für Arbeit und Löhne, Abteilung Arbeitskräfte/Information: Vorlage für 
die Leiterberatung, 10. September 1985, BArch DQ 3/1690. 
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generell auf ein höheres Niveau zu bringen. Wesentlicher Grund dafür ist, daß 
die Nutzung des ganzen Datenspektrums in den Kombinaten und Ministerien 
für Zwecke arbeitsökonomischer Analysen und Planungsaufgaben weit unter 
den Möglichkeiten bleibt. Es fehlt bei den datenspeichernden Betrieben und 
Einrichtungen ein zwingendes Erfordernis zur Erreichung einer hohen Daten-
qualität.“25 
Mit Abstand größter Nutzer des DS GAV waren die Ämter für Arbeit und 
Löhne bei den Räten der Bezirke und die ihnen unterstellten Ämter für Arbeit 
bei den Räten der Kreise, die Informationen zu Alters-, Qualifikations- und Be-
rufsstruktur der Beschäftigten benötigten. Sie ermittelten Erwerbstätige mit 
speziellen Fertigkeiten (z. B. Kraftfahrer, Bäcker), bemühten sich um die Ge-
winnung von Arbeitskräften für Schwerpunktaufgaben (z. B. FDJ-Initiative 
Berlin, Erdgastrasse UdSSR) und wählten Fachkräfte für Einsätze bei Havarien 
und Katastrophen aus.26 Der DS GAV wurde für die Bedürfnisse der Ämter für 
Arbeit und Löhne ab Mitte der achtziger Jahre in 15 Territorialdatenfonds 
aufgeteilt,27 die jeweils alle Arbeitskräftedaten der zentral und örtlich geleiteten 
Betriebe und Einrichtungen eines Bezirks umfassten. Sie erhielten die Bezeich-
nung „Arbeitskräftedatenspeicher der Bezirke“ (AKDS-B)28 und waren für die 
Ämter auf Bezirksebene von großer Bedeutung, weil diese Ämter keine andere 
Möglichkeit besaßen, um in die Arbeitskräftestrukturen der den DDR-
Ministerien unterstellten zentral geleiteten Kombinate ihres Territoriums Ein-
blick zu nehmen. 
Nach Ansicht der Verfasser wurden die Möglichkeiten des DS GAV als 
Steuerungsinstrument des Arbeitseinsatzes und der Ausbildung von Fachkräf-
ten in Mangelberufen nur unzureichend genutzt.  
Am 8. März 1990 beschloss das Plenum des Ministerrates der DDR die Ein-
stellung der Arbeiten am DS GAV.29 Das Projektende wurde mit zu hohem 
Aufwand im Verhältnis zum Nutzen begründet. Zudem wurden „berechtigte 
Sorgen der Bürger um den Schutz der persönlichen Daten“30 angeführt. Nach 
                                                             
25  Ebd. 
26  Ebd. 
27  Beschluss des Präsidiums des Ministerrates über die Einbeziehung weiterer Bereiche der 
Volkswirtschaft in den Datenerfassungsprozess zum Aufbau des Datenspeichers „Gesell-
schaftliches Arbeitsvermögen“ vom 5. November 1981, BArch DC 20-I/4/4850. 
28  Die AKDS-B, die die Merkmale der Betriebsangehörigen eines Bezirks enthielten, dürfen 
nicht mit den Arbeitskräftedatenspeichern (AKDS) der Räte der Bezirke verwechselt wer-
den, die das Verwaltungspersonal der örtlichen Staatsorgane speicherten und zum Aufbau 
des Zentralen Kaderdatenspeichers des Ministerrates der DDR benötigt wurden. 
29  Beschluss des Plenums des Ministerrates der DDR zur Einstellung zentralisierter personen-
konkreter Arbeitskräftedatenspeicher in der DDR vom 8. März 1990, BArch DC 20-I/4-
2927. 
30  Stellungnahme der Personalabteilung beim Ministerrat der DDR zum Schreiben der Minis-
terin für Arbeit und Löhne vom 6. Dezember 1989 an den Vorsitzenden des Ministerrates 
der DDR ... vom 28. Dezember 1989, BArch DC 20/9110. Die Äußerung bezieht sich auch 
auf weitere personenbezogene Datenspeicher der DDR. 
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der Wiedervereinigung, im November 1991, erfolgte die Abgabe des Daten-
fonds durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales an das Bundesar-
chiv Koblenz. Erhalten hat sich nur der Stichtagsdatenbestand vom 31. Dezem-
ber 1989: Aufgrund fehlender Speicherkapazitäten waren keine weiteren Stich-
tagsdatenbestände aufbewahrt worden.31 
3. Überlieferungslage, Datenbestand und  
Datenaufbereitung 
Beim überlieferten Datenbestand des DS GAV fällt auf, dass mit ca. 80 % der 
werktätigen DDR-Bevölkerung ein außerordentlich hoher Erfassungsgrad er-
zielt worden war. Dieser wird jedoch durch die teilweise mangelhafte Eintrags-
güte wieder relativiert. Dennoch ist die Anzahl der erfassten Personen mit rund 
sieben Millionen Fällen32 zunächst sehr eindrucksvoll. Zumindest was (heutzu-
tage der wissenschaftlichen Öffentlichkeit zugängliche) prozessproduzierte Da-
tenquellen aus den untergegangenen sozialistischen Gesellschaften in Mittel- 
und Osteuropa anbetrifft, ist der Datensatz damit ohne Beispiel.  
Die Daten wurden aus Datenschutzgründen für die Zwecke der sozialwis-
senschaftlichen Nutzung vom Bundesarchiv anonymisiert; die originale Perso-
nenkennzahl wurde dabei durch einen Fall-Identifikatoren ersetzt. Der Ver-
gleich zu an anderer Stelle veröffentlichten inhaltlichen Beschreibungen des 
DS GAV fördert bemerkenswerte Unterschiede bei den Gesamtfallzahlen und 
den Besetzungszahlen der einzelnen Wirtschaftssektoren zutage. Während die 
Gesamtfallzahl bei Dietz/Rudolph (1990: 517) mit 7.248.666 und in den tabel-
larischen Übersichten bei Groebel (1997)33 mit 7.584.106 angegeben wird, be-
läuft sich die Bruttofallzahl34 des uns vorliegenden DS GAV auf 7.412.001. Bei 
der Zusammensetzung nach Wirtschaftssektoren gibt es allenfalls Ähnlichkei-
ten, aber keine Deckung.35 Die offensichtliche Abweichung gegenüber den An-
gaben von Dietz/Rudolph (1990: 517) wird bei Groebel (1997: 2, 96 ff.) nicht 
thematisiert. Einzelheiten zur Datenaufbereitung für die damaligen Auswertun-
gen durch das IAB entziehen sich unserer Kenntnis und konnten auch nicht in 
Erfahrung gebracht werden.  
Ein Abgleich des DS GAV mit wirtschaftsstatistischen und soziodemogra-
phischen Angaben aus dem Jahrbuch für Statistik der DDR (1989) macht ver-
einzelte Erfassungslücken deutlich (vgl. Tab. 1). Auch wenn man beachtet, 
dass das Führen von Daten aus dem Bereich „Volksbildung“ im DS GAV zu 
                                                             
31  Rathje (1996), S. 113 f. 
32  Nettofallzahl, d.h. nach Abzug sämtlicher Dubletten. 
33  Dort vgl. Tabelle 1, Seite 2 sowie Tabelle 3a, Seite 1 fort. 
34  Einschließlich aller Dubletten. 
35  Vgl. Tabelle 8 im Anhang.  
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diesem Zeitpunkt  nicht vorgesehen war, ergibt sich eine recht große Differenz. 
Die Fehlbestände verteilen sich mehr oder weniger unsystematisch über alle 
Wirtschaftssektoren und innerbetriebliche Funktionsbereiche, auch tritt keine 
nennenswerte Verzerrung bei der Abbildung der zu erfassenden Personengrup-
pen hinsichtlich grundlegender soziodemographischer Merkmale auf, wie eine 
vergleichende Auszählung der Variable „Geschlecht“ belegt.36  
Tabelle 1: Datenbestand des DS GAV im Vergleich  
zur offiziellen DDR-Statistik37 
Fallzahlen nach „DDR-Wirtschaftsgruppen-Einsteller“38 
GAV Version Jena  
(Nettofallzahlen) 39 
Statistisches Jahrbuch der DDR 
1989, S. 12540  
Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 
1 Industrie41 3.760.736 53,7 3.454.000 40,4 
2 Bauwirtschaft 256.105 3,7 560.000 6,6 
3 Land- und 
Frostwirtschaft 772.686 11,0 923.000 10,8 
4 Verkehr, Post- 
und Fernmelde-
wesen 
485.997 6,9 639.000 7,5 



















237.812 3,4 204.000 2,4 
Gesamt 7.004.942 100,0 8.547.000 100,0, 
 
Der Mehrbestand an Industriekadern im DS GAV gegenüber der offiziellen 
Statistik indes muss ein Rätsel bleiben; handelt es sich doch bei den bereinigten 
GAV-Datenzeilen mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit um unterschiedliche Per-
                                                             
36 DS GAV: 46,7 % Frauenanteil, Statistisches Jahrbuch 1989: 48,9 % Frauenanteil. 
37  Vgl. ausführlich Tabelle 7 (im Anhang). 
38  Entsprechend der „Systematik der Volkswirtschaftszweige“, herausgegeben von der Staat-
lichen Zentralverwaltung für Statistik der DDR, 1989. 
39  Datensatzversion ohne Dubletten. 
40  Teilweise eigene Zusammenfassungen. 
41  Einschließlich des Bereiches „Produzierendes Handwerk“. 
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sonen (mit individuellem Identifikationskriterium), nicht um Fälle z.B. im Sin-
ne einer Mehrfachführung von Personen mit mehreren Beschäftigungsverhält-
nissen auf Teilzeitbasis. Eventuell handelt es sich auch um ein Zuordnungspro-
blem im Fall von Mitarbeitern der „Bauindustrie“ (Grundstoffindustrie, Bau-
chemie, Betonwerke etc.), die einmal zur Industrie, das andere Mal jedoch zur 
Bauwirtschaft gezählt werden. 
Bemerkenswerterweise offenbart sich in Bezug auf die erfassten Personen-
gruppen einmal mehr eine der gesamten DDR-Gesellschaft inhärente, als gera-
dezu konstitutiv zu bezeichnende Problemlage, nämlich der Widerspruch zwi-
schen dem planerischem Anspruch der zentralistischen Führungsebene einer-
seits und dem tatsächlich an untergeordneter Stelle Realisierten bzw. überhaupt 
Realisierbaren andererseits. Wie bereits dargestellt, dürfte laut den Vorschriften 
der übergeordneten DDR-Organe zwischen GAV und ZKDS bezüglich der 
Mitarbeiter in örtlichen und zentralen Staatsorganen praktisch keine Schnitt-
menge bestehen, dies ist jedoch nicht der Fall. Insgesamt 167.844 Personen 
sind sowohl im DS GAV als auch im ZKDS erfasst, das entspricht 2,4 Prozent 
des DS GAV. Ungefähr 40.000 Personen sind dabei den örtlichen und zentra-
len Staatsorganen zuzurechnen, sei es in Verwaltung, Kommunalwirtschaft o-
der anderen unterstellten Bereichen. 
Tabelle 2: Schnittmenge zwischen DS GAV und ZKDS 
Nomenklaturkaderstatus der erfassten Personen auf Regierungs-, Bezirks-, 
Kreis- oder Gemeindeebene 
 Häufigkeit Prozent 
keine Angabe 534 0,3 
keine Nomenklatur 119184 71,0 
Personen auf Nomenklatur-Positionen 48126 28,7 
   Davon:   
   Nomenkl. Ministerrat/Staatsrat   5192   3,1 
   Nomenkl. Bezirk 40612 24,2 
   Nomenkl. Kreis   1888   1,1 
   Nomenkl. Stadt/Gemeinde42     434   0,3 
Gesamt 167844 100,0 
 
Die Fallzahlen und der damit verbundene doch relativ große Bearbeitungsauf-
wand lässt den Schluss auf gewisse „Reibungsverluste“ oder „Rauschen“ nicht 
zu – eher drängt sich der Gedanke auf, dass konkrete Zulieferungsvorschriften 
auf Bearbeiterebene (auf Seiten der örtlichen Organe) missachtet oder umgan-
gen wurden, d.h. in beide Datenspeicher in großer Zahl Personaldaten von nicht 
zu erfassenden Teilen der Belegschaft eingespeist wurden. Es ist davon auszu-
gehen, dass das Befolgen der Durchführungsbestimmungen vor Ort wie auch 
                                                             
42  Beziehungsweise Nomenklatur der Einrichtung / des Betriebs 
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die Kontrollen von oben nicht immer „so genaugenommen“ wurden; vielmehr 
war eine praktikable Abweichung und Anpassung an individuelle Bedürfnisse 
möglich. Dies führte jedoch zu einer inhaltlichen und qualitativen Homogenität 
der Daten in ihrer Gesamtheit.  
Der überlieferte Variablenbestand im DS GAV (vgl. Tabelle 6) ist gegen-
über dem AKDS/ZKDS (vgl. Remy 2003) deutlich reduziert, eher sogar in 
radikaler Weise verknappt.43 
Zwar diente der DS GAV arbeitsstatistischen Zwecken, aber selbst auf die-
sem Gebiet wäre die konzeptionelle Aufnahme einiger interessanter Variablen, 
wie sie etwa in den Arbeitskräftedatenspeichern vorhanden waren, durchaus 
lohnenswert gewesen (Erwerbsbiografie, soziale Herkunft). Ihr Fehlen stellt 
einen nennenswerten Nachteil für die heutige sozialwissenschaftliche Nutzung 
des Datenmaterials dar, insbesondere da die originalen Arbeitskräftedatenspei-
cher größtenteils vernichtet wurden. Zu den im DS GAV gespeicherten Anga-
ben gehören neben Alter, Geschlecht, Bildung, Familienstand und den Informa-
tionen zur gegenwärtigen Beschäftigung etc. auch die beruflichen Qualifikatio-
nen – deren Inhalte detailliert festgehalten wurden – sowie eine Vielzahl von 
möglichen Berechtigungsnachweisen (wie z.B. Staplerschein und andere Spe-
zialführerscheine, Betriebserlaubnisse für bestimmte Maschinen etc.). Die zu 
den Merkmalen dazugehörigen Schlüsselnummern folgen weitestgehend den 
einheitlichen Systematiken der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik der 
DDR und konnten somit dem zusammen mit den ZKDS/AKDS-Daten überlie-
ferten elektronischen Schlüsselverzeichnis entnommen werden, das vom Bun-
desarchiv gesichert werden konnte. Daneben sind einige speziell für den DS 
GAV entwickelte Codes überliefert worden.  
Für eine sozialwissenschaftliche Analyse des DS GAV, sowie aller prozess-
produzierten Datenspeicher überhaupt, sieht man sich zunächst vor die Heraus-
forderung gestellt, eine Beurteilung der Vollständigkeit der Einträge, der Da-
tenqualität (also der Validität der Einträge) sowie dem Erfassungsstand vorzu-
nehmen, da die Daten nicht nach den Standards wissenschaftlicher Forschung, 
insbesondere der methodologischen Logik eines sozialwissenschaftlichen Sam-
plings erhoben wurden, sondern im Rahmen der Verwaltungstätigkeiten a. in 
unterschiedlichen organisationalen Zusammenhängen, b. über einen größeren 
Zeitraum sowie c. unter wechselhaften und aus heutiger Sicht teilweise errati-
schen Rahmenbedingungen und Durchführungsbestimmungen akkumuliert 
wurden: Bei lückenhafter Dokumentation durch die ursprünglichen Anwender 
ergibt sich für den sozialwissenschaftlichen Zweitnutzer daraus „die Gefahr, 
dass verzerrte Daten für evident gehalten werden. Darüber hinaus stellt sich das 
Problem der Relevanz von Verwaltungsbegriffen für sozialwissenschaftliche 
Fragestellungen in besonders starkem Maße“ (Bick/Müller 1984:134; vgl. auch 
Müller 1977). 
                                                             
43  Theoretisch wäre es möglich gewesen, in den GAV sämtliche Variablen der AKDS zu 
übernehmen, aus denen die Daten zugespeist wurden (s.o., Erklärungen zum Datenfluss). 
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So kann im Falle des DS GAV beispielsweise keine Aussage darüber getrof-
fen werden, inwieweit und weshalb in einem Kombinat in einem bestimmten 
Industriezweig bestimmte Mitarbeiterschichten nur teilweise oder gar nicht 
erfasst worden sind, d.h. ob beispielsweise Partikularinteressen im Sinne einer 
Eigennutzung (Anwendung der EDV für Kaderarbeit im eigenen Zuständig-
keitsbereich) oder technische Probleme ausschlaggebend für einen gegenüber 
dem Durchschnitt oder Soll abweichenden Erfassungsstand waren.  
Erschwert werden die grundlegenden Kontrollmaßnahmen im Falle des DS 
GAV durch eine nicht gerade umfangreiche Überlieferung an Aktenbeständen, 
aus denen sich Rückschlüsse über die Zusammensetzung des Materials ziehen 
ließen. Überliefert sind hauptsächlich Schlüsselsystematiken und die Satzbe-
schreibungen/Signiervorschriften, die allgemeine Hinweise für das zuständige 
EDV-Personal enthielten.44 Analytische Materialien wie zum Beispiel Listen-
ausdrucke, tabellarische Übersichten oder Einzelfallrecherchen fehlen gänzlich. 
Seltsamerweise befinden sich die Variablen im überlieferten Datensatz nicht in 
der Reihenfolge, die die Signiervorschrift und andere überlieferte Original-
Übersichten vorsehen, jedoch können die Merkmale dank ihrer charakteristi-
schen Werteausprägungen relativ leicht identifiziert werden.  
Eine Häufigkeitsauszählung sämtlicher Variablen im Gesamtdatenbestand 
nach Ausschluss redundanter Fälle (Dubletten) gibt Aufschluss über Erfas-
sungslücken, die teilweise nicht plausibel sind, wenn man beachtet, dass es sich 
bei den Daten um Überträge aus jeweiligen Bereichs-AKDS der Ministerien 
und Staatsorgane handelt. 
Es bieten sich mehrere Zugangsmöglichkeiten hinsichtlich einer Nutzung 
prozessproduzierter Massendatenspeicher der DDR-Administration wie des DS 
GAV für Analysen der heutigen empirischen Sozialforschung. Da ist zunächst 
die Querschnittsmessung von sozialstrukturellen Indikatoren für die erfassten Un-
tersuchungspopulationen und -subpopulationen zum Erhebungszeitraum oder aus 
dem Datenmaterial (etwa Karrieredaten) rekonstruierbaren Zeitpunkten, mit 
denen beispielsweise der jeweilige „Status quo“ der sozialen Zusammenset-
zung von DDR-Funktionärsgruppen oder Berufsgruppen und dessen Verände-
rung im Laufe der historischen Entwicklung aufgezeigt werden kann. Da es 
sich bei den beobachteten Einheiten um Aggregate handelt, werden dabei also 
relativ allgemeine Aussagen gemacht.  
Daneben erlauben es solche Datensätze, in denen nicht nur die askriptiven 
und deskriptiven Merkmale von Einzelpersonen erfasst, sondern auch detail-
lierte Informationen über deren Karriereverläufe enthalten sind, die Untersu-
chung von Faktoren sozialen Wandels und demographischer Veränderungspro-
zesse im Längsschnitt (mittels Verlaufsdatenanalyse). Leider enthält der DS 
GAV entgegen unserer ursprünglichen Vermutung praktisch keinerlei Zeitin-
                                                             
44  „Organisatorische Regelungen für den Einzug der Daten des gesellschaftlichen Arbeitsver-
mögens und die Zusammenarbeit mit den datenerfassenden Bereichen“, 1983, herausgege-
ben vom Staatsekretariat für Arbeit und Löhne, BArch DQ 3/1983. 
 208
formationen, die Längsschnittsanalysen zum Karriereverlauf (im Sinne von 
sozialer Aufstiegs- und Abstiegsmobilität qua beruflicher Tätigkeit) ermöglicht 
hätten. Zwar enthalten die zehnstelligen Berufsangaben Jahresdaten, so dass 
bei Analysen zur Qualifikationsstruktur auch die zeitliche Staffelung der Ak-
kumulation von berufsfachlichen Zertifikaten berücksichtigt werden kann, je-
doch beziehen sich die Angaben zur tatsächlichen beruflichen Tätigkeit ledig-
lich auf die „Gegenwart“ zum Zeitpunkt der letztmaligen Aktualisierung bzw. 
Fertigstellung der überlieferten Datensatzversion (1989) und sind sogar ohne 
Angabe eines Eintrittsdatums in die Funktion ausgeführt. Angaben zur Er-
werbsbiografie fehlen.  
4. Analysen zur Sozialstruktur und Qualifikation  
Befasst sich die historische Sozialforschung und empirisch arbeitende Soziolo-
gie mit den untergegangenen Realsozialismen Mittel- und Osteuropas und 
dabei insbesondere mit der in mehrerer Hinsicht als Sonderfall zu bezeichnen-
den DDR, so rücken bei einer von reiner Phänomenologie und historischen 
Singularitäten auf der Mikroebene abstrahierenden, analytischen Betrach-
tungsweise bald differenzierungstheoretische Fragestellungen in den Vorder-
grund, wie sie von Hartmann Tyrell (1978) in Hinblick auf moderne Gesell-
schaften allgemein formuliert worden sind. Die von Tyrell formulierten 
Überlegungen zur funktionalen Ausdifferenzierung moderner Gesellschaften in 
relativ autonome Subsysteme spiegeln sich in der Auseinandersetzung zwi-
schen Sigrid Meuschel (1992, 2000) und Detlef Pollack (1997, 2000) über den 
Grad der Homogenisierung bzw. Durchherrschung der DDR-Gesellschaft wi-
der. Zu erörtern ist demzufolge der Grad der Autonomie gesellschaftlicher Teil-
bereiche der DDR-Gesellschaft vom politischen Machtzentrum, die sich u. a. 
auch in dortigen spezifischen Rekrutierungsmustern und Karrierelogiken aus-
drückt. Es existierte ein Spannungsverhältnis zwischen SED-Diktatur einerseits 
und Modi der Differenzierung nach dem Vorbild „westlich-bürgerlicher Gesell-
schaften“, das auch nach dem Systemzusammenbruch 1989/90 und der sich 
anschließenden Transformation Ostdeutschlands weiterhin deutungs- und er-
klärungsbedürftig bleibt, weil genaue Ausformung und Wirkungsweisen noch 
keineswegs erschöpfend untersucht werden konnten. 
Innerhalb des Sonderforschungsbereichs 580 an der Friedrich-Schiller-Uni-
versität Jena bearbeitet das Teilprojekt A1 genau diese Problematik. In einem 
Sammelband der Zeitschrift Historical Social Research wurden vorläufige Pro-
jektergebnisse publiziert (vgl. Best/Hornbostel 2003). Die Analysen des Teil-
projektes A1 basierten bisher hauptsächlich auf der Arbeit mit dem Zentralen 
Kaderdatenspeicher (ZKDS, vgl. auch Best/Gebauer 2002), werden in Zukunft 
aber durch die Auswertung weiterer Datenspeicher in erheblichem Maße erwei-
tert. Neben dem DS GAV sind hier der Arbeitskräftedatenspeicher Volksbil-
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dung (AKDS VoBi) und die Kaderdatenbank der Deutschen Volkspolizei als 
prozessproduzierte Massendatenspeicher der DDR-Administration zu nennen. 
Daneben wurden in der zurückliegenden Projektphase weitere Datensätze auf-
gebaut, die die Datenfonds sinnvoll um Stichproben aus dem „X-Bereich“ 
ergänzen: ein Datensatz „SED-Sekretäre“ (vgl. Salheiser 2003) und ein Daten-
satz „NVA-Offiziere“. 
Während die angeführten aufbereiteten Datenspeicher jeweils spezielle Sub-
populationen der DDR-Macht- bzw. Funktionseliten abdecken oder stichpro-
benartig zu erfassen versuchen, umfasst der DS GAV den vergleichsweise 
breitesten und heterogensten Personenkreis, indem er – wie bereits oben disku-
tiert – eine unvollständige Gesamterhebung der in Volkswirtschaft und staatli-
cher Verwaltung beschäftigten DDR-Bürger mit relativ hohem Deckungsgrad 
gegenüber A. aktenmäßig dokumentiertem Personalbestand und B. offizieller 
DDR-Statistik darstellt. Im Ensemble der Kaderdaten- und Arbeitskräftedaten-
speicher dient der DS GAV deshalb zu Vergleichszwecken und zur Bereitstel-
lung von kontrastierendem Datenmaterial, weil von uns in erster Linie eine 
elitenbezogene Sozialforschung verfolgt wird.  
Von den Merkmalen, die nach eventueller gegenseitiger Abstimmung der 
Kategorieschemata den im ZKDS und AKDS verfügbaren Entsprechungen in 
sinnvoller Weise gegenübergestellt werden können, sollen im Folgenden drei 
Beispiele vorgestellt und in Kürze erörtert werden, nämlich das Geschlecht, die 
Schulbildung und die höchste eingetragene berufliche Qualifikation.45 Die 
Auswertung wird jeweils nach Wirtschaftsbereichen vorgenommen, um Hete-
rogenitäten bezüglich 1. den Zugangschancen von Frauen zu Führungspositio-
nen und 2. der Bedeutung formaler Qualifikation entlang horizontaler sowie 
vertikaler Differenzierungslinien transparent werden zu lassen.  Die einstellige 
Angabe des „Wirtschaftszweiges“ kann auch im Falle des ZKDS aus dem 
Merkmal „Wirtschaftsgruppe“ abgeleitet werden. 
                                                             
45  Im DS GAV sind maximal sieben, im ZKDS maximal zehn unterschiedliche Einträge zur 
abgeschlossenen Berufsausbildungen oder Studiengängen vorgesehen.  
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Tabelle 3: Geschlecht46 
DS GAV ZKDS 1989 
 
Männlich Weiblich Gesamt Männlich Weib-lich Gesamt 
2323424 1437243 3760667 37138 8667 45805 1 Industrie 
61,8% 38,2% 100,0% 81,1% 18,9% 100,0% 
192770 63328 256098 994 113 1107 2 Bauwirtschaft 
75,3% 24,7% 100,0% 89,8% 10,2% 100,0% 
474093 298553 772646 345 95 440 3 Land- und 
Frostwirtschaft 61,4% 38,6% 100,0% 78,4% 21,6% 100,0% 




57,5% 42,5% 100,0% 82,3% 17,7% 100,0% 
154043 577300 731343 7645 12832 20477 5 Handel 
21,1% 78,9% 100,0% 37,3% 62,7% 100,0% 




33,9% 66,1% 100,0% 79,2% 20,8% 100,0% 




49,2% 50,8% 100,0% 46,8% 53,2% 100,0% 




27,3% 72,7% 100,0% 74,3% 25,7% 100,0% 




19,8% 80,2% 100,0% 46,6% 53,4% 100,0% 
3733318 3271451 7004769 63660 31147 94807 Gesamt 
53,3% 46,7% 100,0% 67,1% 32,9% 100,0% 
 
Zunächst wird deutlich, dass die Komposition der Subpopulationen in den 
einzelnen Teilbereichen von DDR-Volkswirtschaft und -Verwaltung entspre-
chend aller drei Merkmale sehr unterschiedlich ist. In Tabelle 3 bildet sich ab, 
dass in Bereichen mit typischer Frauenerwerbstätigkeit, namentlich der Handel 
(Kategorie 5) sowie der Kultur- und Bildungssektor (8), zwar im DS GAV als 
umfassender Mitarbeiterspeicher eine überdurchschnittlich hohe Frauenquote 
ereicht wird, die jeweiligen Quoten weiblicher Leitungskräfte meist aber gerin-
ger ausfallen dürften. Es ist an dieser Stelle zu beachten, dass im ZKDS nicht 
nur Kader mit Leitungsbefugnis, sondern auch Spezialisten und vereinzelt 
Hilfskräfte des Leitungsapparates (wie Sekretärinnen und Fernschreibkräfte) 
miterfasst wurden, die tatsächliche Anzahl der weiblichen Leitungskräfte also 
                                                             
46  Kreuztabellierung und Prozentuierung nach Ausschluss ungültiger bzw. fehlender Einträge. 
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noch geringer ist. Die Bauwirtschaft und bestimmte Industriezweige lassen sich 
(nicht zuletzt in Folge der schweren körperlichen Belastung bei den zweigtypi-
schen Tätigkeiten) überwiegend als Männerdomänen charakterisieren. Insge-
samt kommt in Tabelle 3 jedoch die für die DDR als charakteristisch beschrie-
bene hohe Frauenerwerbstätigkeit bei gleichzeitiger Deprivation in Bezug auf 
exponierte berufliche Stellung zum Ausdruck.  
Tabelle 4: Schulbildung47 (Auswahl der Nennungen) 










1 Industrie 41,0% 44,2% 7,7% 32,4% 35,2% 28,1% 2,8% 
2 Bauwirtschaft 41,6% 42,5% 6,8% 29,0% 32,6% 36,0% 1,8% 
3 Land- und Frost-
wirtschaft 51,1% 34,3% 4,1% 27,7% 26,8% 38,2% 5,9% 
4 Verkehr, Post- 
und Fernmeldewe-
sen 
39,6% 48,5% 5,3% 31,6% 32,1% 32,3% 3,0% 
5 Handel 34,8% 51,3% 9,8% 23,0% 43,7% 28,2% 4,0% 
6 Sonstige Zweige 
des produzierenden 
Sektors 












45,4% 48,5% 2,6% 22,1% 38,8% 35,1% 3,5% 
Gesamt 40,9% 44,4% 7,9% 26,8% 35,1% 33,7% 3,2% 
 
Die Bildung gilt als ein Gebiet der sozialstrukturellen Entwicklung der DDR 
und ein Hauptziel gemäß des sozialreformistischen Egalisierungsgedankens, 
bei dem tatsächliche Erfolge verzeichnet werden konnten. Die Durchsetzung 
der zehnklassigen Einheitsschule in Form der polytechnischen Oberschulen 
(POS) spiegelt sich dementsprechend im DS GAV wider (Tabelle 4). Die je-
weiligen Anteile der Mitarbeiter mit (achtklassigem) Volksschulabschluss 
liegen in jedem Bereich mit Ausnahme der Land- und Forstwirtschaft unter den 
                                                             
47  Vgl. Anmerkung 40. 
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Anteilen der ehemaligen POS-Schüler.48 Dieser Sachverhalt steht natürlich 
auch in Wechselwirkung mit der altersmäßigen Schichtung des Personals. Im 
Wissenschafts-, Bildungs- und Kulturbereich sowie dem Gesundheitswesen be-
sitzen fast ein Fünftel der gesamten Mitarbeiterschaft die Hochschulreife, im 
Gegensatz zur staatlichen Verwaltung, wo der Anteil der ehemaligen EOS-
Schüler bzw. Gymnasiasten mit 2,6 % am geringsten ist. Der Trend zur höhe-
ren Schulbildung im Kaderdatensatz gegenüber dem DS-GAV korrespondiert 
erwartungsgemäß mit einem Trend zur höheren Qualifikation bei Leitungskad-
ern. 
Tabelle 5: Höchste Qualifikation49 (Auswahl der Nennungen) 

















1 Industrie 6,4% 10,6% 74,3% 37,6% 36,9% 17,8% 
2 Bauwirtschaft 5,9% 10,1% 76,0% 50,5% 46,6% 1,9% 
3 Land- und 
Frostwirtschaft 4,0% 7,1% 79,6% 63,2% 29,0% 5,5% 
4 Verkehr, Post- 
und Fernmeldewe-
sen 
4,3% 7,8% 81,2% 49,6% 37,0% 8,2% 
5 Handel 7,6% 27,7% 61,3% 27,9% 30,3% 40,0% 
6 Sonstige Zweige 
des produzierenden 
Sektors 












1,6% 5,0% 89,8% 43,2% 24,6% 31,5% 
Gesamt 6,8% 12,9% 72,8% 42,0% 31,5% 22,0% 
 
So ergibt sich auch bei der beruflichen Qualifikation eine interessante Ver-
teilung über die Sektoren hinweg, wobei Unterschiede bezüglich des technolo-
gischen Niveaus (z. B. Industrie vs. Handel) bzw. dominierende zweigtypische 
Tätigkeiten (z. B. Gesundheitswesen vs. Landwirtschaft) zum Tragen kommen. 
Insgesamt betrachtet war der Facharbeiterabschluss die ‚Standardqualifikation’; 
                                                             
48  Der POS-Abschluss entsprach dem Realschulniveau. 
49 Vgl. Anmerkung 40. 
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demzufolge die durchschnittliche Ausstattung der DDR-Beschäftigten mit for-
malen Bildungszertifikaten durchaus beachtlich. Das produktionsorientierte 
Fachschulstudium war häufiger als das Hochschulstudium, im Kaderdatenspei-
cher (insbesondere auf den Leitungsebenen) kehrt sich dieses Verhältnis jedoch 
um. Selbstverständlich ist es hier wieder der Wissenschafts- und Bildungssek-
tor, in dem der höchste Anteil von Kadern mit Hochschulabschluss zu ver-
zeichnen war.  
Insgesamt lassen sich nicht nur große qualifikationsspezifische Differenzen 
zwischen den Sektoren erkennen, sondern zeigt sich auch, wie der Bildungsas-
pekt eine markante Trennungslinie im sozialstrukturellen Gefüge der DDR-Ge-
sellschaft darstellte, wobei der Zugang zu exponierten Stellungen in allen Teil-
bereichen offensichtlich den Erwerb höherer formaler Bildungszertifikate 
voraussetzte. Die prägnante Formel „Macht durch Wissen“ (Glaeßner/Rudolph 
1978) besaß also insofern bedingt Geltung, wie eine fortschreitende Akademi-
sierung der führenden Wirtschafts- und Verwaltungsfunktionärsschichten in 
Abhängigkeit mit dem Funktionsbereich und der Position in der Leitungshie-
rarchie stattfand. Darüber hinaus ist aber für die berufliche Mobilität in der 
DDR eine Vielzahl weiterer Faktoren wie beispielsweise die politische Loyali-
tät oder die soziale Herkunft zu beachten. 
5. Resümee und Ausblick 
Keineswegs war die „werktätige Bevölkerung“ der DDR ihren sozialen Eigen-
schaften, ihrer Ausstattung mit sozialem (kulturellem, symbolischen) Kapital 
bzw. ihren berufsbiografischen Erfahrungshorizonten nach ein monolythisches 
Kollektiv, wie sich mit dem DS GAV erneut bestätigen und zeigen lässt. So 
wie das Bild von der DDR als einer homogenisierten Gesellschaft unter Be-
rücksichtigung heute verfügbarer empirischer Befunde zurückzuweisen ist, sind 
es gerade die systemimmanenten Widersprüche und strukturellen Polymorphis-
men innerhalb der Sozialstruktur der DDR, deren genaueren Untersuchung es 
weiterhin bedarf.   
Der Datenspeicher Gesellschaftliches Arbeitsvermögen unterstützt dabei als 
wohl umfangreichster elektronischer personenbezogener Massendatenspeicher 
der DDR die Beantwortung differenzierter Fragestellungen  vor allem zur Qua-
lifikationsstruktur der Arbeiter und Angestellten in Betrieben und Einrichtun-
gen der Volkswirtschaft bzw. der staatlichen Verwaltung. Auch bietet sich die 
Auswertung des DS GAV an, wenn es darum geht, Prozesse der fachberufli-
chen Mitarbeiterqualifizierung beispielsweise in einzelnen Industriezweigen 
der DDR nachzuvollziehen. Mit der tiefgreifenden Transformation der Indust-
riestruktur Ostdeutschlands seit Beginn der 90er Jahre dürften Analysen auf 
Grundlage des DS GAV auch für die gegenwärtige Transformationsforschung 
beträchtliche Relevanz besitzen.  
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Gegenüber Zentralem Kaderdatenspeicher und den Arbeitskräftedatenspei-
chern besitzt der DS GAV ein deutlich reduziertes Variablenprogramm. Sein 
Potential für eine empirisch arbeitende historische Sozialforschung, die bei-
spielsweise die Bedeutung politischer Loyalität für Karriereverläufe oder die 
Vererbung sozialen Status’ qua familialer Filiation untersucht, ist daher eher 
als gering zu bewerten. Dort kann der Datenspeicher nur ergänzende Dienste 
leisten. Aus arbeits- und industriesoziologischer Sicht hingegen stellt der DS 
GAV eine einzigartige Datenquelle dar und muss vorläufig noch als unteraus-
gewertet gelten.  
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Anhang – Tabellen  











9 Anzahl unterhaltspflichtiger Kinder 





15 Datum Arbeitsaufnahme/Lehrbeginn  
16 Laufende Ausbildung 
17 Beruf 1 
18 Beruf 2 
19 Beruf 3 
20 Beruf 4 
21 Beruf 5 
22 Beruf 6 
23 Beruf 7 
24 Berechtigungsnachweis 1 
25 Berechtigungsnachweis 2 
26 Berechtigungsnachweis 3 
27 Berechtigungsnachweis 4 
28 Berechtigungsnachweis 5 
29 Berechtigungsnachweis 6 
30 Berechtigungsnachweis 7 
31 Berechtigungsnachweis 8 
32 Berechtigungsnachweis 9 
33 Berechtigungsnachweis 10 
34 Berufsausbildung mit Abitur 
35 Ausbildungsberuf 





41 Wöchentliche Arbeitszeit 
42 Voraussichtlicher Abschluß  Lehre/Studium 
43 Kategorie der gesetzlichen Arbeitszeit 
44 Schichtarbeit 
45 Zugangsquelle 
46 Abgangsdatum im vorherigen Betrieb 
47 Akademischer Grad 
48 Freistellung von der Arbeit 
49 Staatsbürgerschaft 
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Tabelle 7: Wirtschaftssektor („DDR-Zweisteller“) 
Rekodierung aus der Angabe der Betriebsnummer50DS GAV ohne Dubletten 
DDR-Wirtschaftssektor (2-Steller) Häufigkeit Prozent 
0    Keine Angabe 48 ,0 
10  Energie- u. Brennstoffindustrie 240182 3,4 
11  Chemische Industrie 343509 4,9 
12  Metallurgie 134939 1,9 
13  Baumaterialienindustrie 87262 1,2 
14  Wasserwirtschaft 22739 ,3 
15  Maschinen- u. Fahrzeugbau 914335 13,1 
16  Elektrogerätebau 486260 6,9 
17  Leichtindustrie 396608 5,7 
18  Textilindustrie 170302 2,4 
19  Lebensmittelindustrie 264721 3,8 
20  Bauwirtschaft 501334 7,2 
31  Landwirtschaft 778400 11,1 
32  Binnenfischerei 3423 ,0 
33  Veterinärwesen 5773 ,1 
34  Agrochemie/Pflanzenschutz 26157 ,4 
35  Mischfutterproduktion 8601 ,1 
36  Forstwirtschaft 47480 ,7 
41  Verkehr 468081 6,7 
45  Post- u. Fernmeldewesen 132682 1,9 
51  Außenhandel 20269 ,3 
52  Binnenhandel 728543 10,4 
53  Kühl- u. Lagerhäuser 3347 ,0 
61  Wirtschaftsleitende Organe 32050 ,5 
62  Forschungs- u. Entwicklungszentren 50760 ,7 
63  Projektierungs-, Anlagebaubetriebe 33219 ,5 
64  Geolog. Untersuchungen, Kartenwesen 8727 ,1 
65  Verlage 3635 ,1 
66  Reparaturkombinate 48594 ,7 
67  Textiles Reinigungswesen 23239 ,3 
68  Rechenbetriebe 23396 ,3 
69  Sonst. produzierende Betriebe 12626 ,2 
70  Wohnungs-, Kommunal-, Geldwirtschaft 203743 2,9 
81  Wissenschaft, Forschung 49146 ,7 
82  Bildungswesen 131562 1,9 
83  Kultur und Kunst 61033 ,9 
84  Gesundheitswesen 375423 5,4 
85  Sozialwesen 139792 2,0 
86  Körperkultur, Sport 8690 ,1 
87  Erholungswesen, Touristik 8019 ,1 
91  Staatl. Wirtschaftsleitung 2380 ,0 
92  Staatl. Verwaltung 3823 ,1 
99  sonstige/übrige51 90 ,0 
Gesamt 7.004.942 100,0 
                                                             
50 Die Berechnung erfolgte anhand des elektronischen Betriebsnummernverzeichnisses der 
DDR und des elektronischen Schlüsselnummernverzeichnisses des Kaderprojekts beim Mi-
nisterrat der DDR.  
51 Für die entsprechenden Betriebsnummer konnte kein Label rekonstruiert werden. 
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Tabelle 8: Überlieferter Datenbestand 
zum Datenspeicher „Gesellschaftliches Arbeitsvermögen“ (DS GAV) 
DS GAV 




















keine Angabe - 178 139 178 0 0,6 69,5 
10 Energie- u. Brennstoff-
industrie 241.874 241925 240182 240.527 3,3 1,2 29,4 
11 Chemische Industrie 349.588 349683 343509 345.552 4,8 4,6 41,6 
12 Metallurgie 135.156 135156 134939 135.097 1,9 2,5 28,1 
13 Baumaterialien-
industrie 90.107 90881 87262 89.363 1,2 1,2 27,7 
14 Wasserwirtschaft 23.836 23836 22739 23.219 0,3 0,6 28,5 
15 Maschinen- u. 
Fahrzeugbau 932.051 941947 914335 928.240 12,9 3,1 30 
16 Elektrogerätebau 495.125 503533 486260 492.037 6,8 6,2 43,6 
17 Leichtindustrie 410.665 413811 396608 403.507 5,6 1,4 58 
18 Textilindustrie 173.039 173327 170302 171.676 2,4 1 66,1 
19 Lebensmittelindustrie 276.948 288477 264721 274.813 3,8 0,6 46,3 
20 Bauwirtschaft 520.645 560922 501334 518.476 7,2 0,4 17,2 
31 Landwirtschaft 810.008 811669 778400 806.881 11,2 0,5 39,7 
32 Binnenfischerei 3.584 3584 3423 3.580 0 0,7 22,8 
33 Veterinärwesen 5.873 6281 5773 5.873 0,1 0,8 50,7 
34 Agrochemie/ 
Pflanzenschutz 27.397 28954 26157 27.371 0,4 0,6 19,3 
35 Mischfutterproduktion 9.227 9227 8601 9.216 0,1 0,4 33,9 
36 Forstwirtschaft 49.361 52751 47480 49.303 0,7 0,2 20,7 
41 Verkehr 486.673 504083 468081 477.239 6,6 0,3 27 
45 Post- u. Fernmelde-
wesen 134.064 134064 132682 134.064 1,9 0,5 68,3 
51 Außenhandel 21.071 21071 20269 20.968 0,3 3,6 69,6 
52 Binnenhandel 757.400 813942 728543 753.875 10,5 0,2 74,2 
53 Kühl- u. Lagerhäuser 3.608 3608 3347 3.484 0 0,2 42,5 
61 Wirtschaftsleitende 
Organe 33.651 34056 32050 33.199 0,5 4,4 47,3 
                                                             
52  S. 517. 
53  Das heißt, eine doppeltes, dreifaches usw. Auftreten des Fall-Identifikators (verschlüsselte, 
d.h. anonymisierte ID) im Datenbestand gilt als zulässig bei unterschiedlichen Betriebs-
nummern im Sinne mehrerer gleichzeitiger Beschäftigungsverhältnisse (Teilzeitarbeit). 




62 Forschungs- u. 
Entwicklungszentren 53.194 53494 50760 52.792 0,7 44,3 47,1 
63 Projektierungs-, 
Anlagebaubetriebe 34.245 34245 33219 33.853 0,5 5 50,6 
64 Geolog. Untersuchun-
gen, Kartenwesen 9.128 9128 8727 9.022 0,1 4,9 28,2 
65 Verlage 3.731 3731 3635 3.731 0,1 0,1 70 
66 Reparaturkombinate 50.637 55423 48594 50.434 0,7 0,2 66,1 
67 Textiles Reinigungs-
wesen 24.252 25185 23239 24.139 0,3 0,4 74,6 
68 Rechenbetriebe 23.880 24336 23396 23.848 0,3 13,6 67,2 
69 Sonst. produzierende 
Betriebe 13.083 13748 12626 13.078 0,2 1,1 45,2 
70 Wohnungs-, Kommu-
nal-, Geldwirtschaft 214.692 222871 203743 214.071 3 0,2 55,2 
79 Private Haushalte - - - - - - - 
81 Wissenschaft, 
Forschung 54.618 54618 49146 53.614 0,7 41,4 52,5 
82 Bildungswesen 138.285 137101 131562 136.814 1,9 8,7 62,4 
83 Kultur und Kunst 64.820 64820 61033 64.723 0,9 26,2 56 
84 Gesundheitswesen 390.608 390579 375423 389.087 5,4 0 83,5 
85 Sozialwesen 150.026 149822 139792 148.610 2,1 0 92,8 
86 Körperkultur, Sport 9.778 9778 8690 9.766 0,1 5,5 44,1 
87 Erholungswesen, 
Touristik 9.062 9062 8019 9.037 0,1 0,2 54 
91 Staatl. Wirtschafts-
leitung 2.418 2469 2380 2.417 0 9,4 39 
92 Staatl. Verwaltung 4.577 4625 3823 4.555 0,1 2,2 62,5 
95 Parteien, Massen-
organisationen - - - - - - - 
98 Interessensgemeinsch., 
Konfessionen - - - - - - - 
99 Übrige 6.681 - - - - - - 
Gesamt 7.248.666 7.412.001 7.004.942 7.191.329 100 2,6 46,7 
 
